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Einführende Vorbemerkungen

Das menschliche Wesen braucht im Vergleich zu den meisten anderen Säugetieren sehr lange,
in der Regel 9 Monate, bis zur Geburt. Manche Artefakte des Menschen benötigen noch viel
länger, um in die Welt gesetzt zu werden. Das vorliegende Handbuch ist ein Beispiel hierfür.
Umso mehr freuen sich die Herausgeber, nunmehr das Produkt der gesellschaftlichen Nutzung
und dem fachlichen Diskurs freizugeben.

Zu danken ist dem Verlag für seine große und zugleich erheblich strapazierte Geduld und seine
professionelle organisatorisch-technische Unterstützung in der finalen Phase der Produkther-
stellung. Obwohl schon einige Jahre zurückliegend, ist nunmehr für eine Spende von RheinEn-
ergie AG, der PricewaterhouseCoopers GmbH und dem Verband kommunaler Unternehmen
e.V. (VKU) an die Universität zu Köln als Anschubhilfe in der Startphase der Herausgeber-
schaft zu danken. Konzeptionell liegt das Werk in der wissenschaftlichen Autonomie der Her-
ausgeber. Man wird den Beiträgen überwiegend die Signatur entnehmen können, aus einer wis-
senschaftlichen, also kritisch-skeptisch distanzierten Haltung heraus dem Gegenstand des Öf-
fentlichen Wirtschaftens gegenüber positiv-offen zu sein. Einem vereinfachten Mythos der
Wertfreiheit der Wissenschaft wird man nicht nachkommen können, sprechen viele Befunde
der Forschung doch erst im Lichte von erhellenden Werten zu uns. Diesen Zusammenhang von
Erkenntnis und Wertbezug hat bereits Max Weber in seiner von der neu-kantianischen Wissen-
schaftslehre geprägte Klassiker des Werturteilsfreiheitspostulates so gesehen. Man muss ihn da-
zu nur auch im Original lesen und verstehen. Und ohne Konzeptionen des guten Lebens und
des gelingenden Zusammenlebens einer rechtlich und politisch geordneten Gesellschaft ist der
Gegenstand nicht abzuhandeln. Zum Gegenstand selbst sind gleich noch einige einleitende
Vorbemerkungen zu machen.

Das Handbuch ist als ein Beitrag zur Orientierung in Wissenschaft und verbandlicher bzw. un-
ternehmerischer Praxis und Politik gedacht. An der Produktion der Beiträge war die Wissen-
schaft ebenso beteiligt wie die fachliche Praxis. So soll das Handbuch eine Gabe von Wissen-
schaft und Praxis für die Wissenschaft und Praxis sein.

Inhaltlich sind natürlich die Autor*innen für die jeweiligen Beiträge verantwortlich. Die je-
weils federführenden Autor*innen haben die Herausgeber vor allem, aber nicht nur, aus dem
Kreis des Wissenschaftlichen Beirates des bvöd (ehemals GÖW) heraus gesucht und gefunden.
Sie haben sich zum Teil jeweils ein Team der Autor*innenschaft zusammengestellt. Allen Au-
tor*innen ist herzlich zu danken. Mit Blick auf diese Zusammensetzung der Autor*innenschaft
ist an unseren fachlich sehr geschätzten, liebenswerten Kollegen Reiner Metz vom VDV zu er-
innern. Er verstarb vor Fertigstellung des Beitrages des von ihm zusammengestellten Teams
überraschend. Schock und Trauer löste sein Tod aus. Er bleibt uns in guter Erinnerung.

Der dreigliedrige Aufbau des Handbuchs folgt im Kern einer dualen Struktur (B.: „Grundla-
gen“ und C.: „Sektorale Betrachtungen“). Zuvor (A.: „Gegenstand“) wird der Betrachtungsge-
genstand geschichtlich beleuchtet und empirisch vermessen. Zunächst führt Ambrosius in die-
sem Teil des Handbuchs in die „Geschichte der öffentlichen Wirtschaft“ ein. Zu diesem ersten
Teil gehören sodann die Beiträge von Dickertmann & Strohe zu „Messung und Umfang der
öffentlichen Wirtschaft“, dabei auf umfangreichen Vorarbeiten der beiden Verfasser in einem
Beiheft der Zeitschrift für öffentliche und gemeinwirtschaftliche Unternehmen (ZögU) aufbau-
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end, sowie von Papenfuß & Steinhauer zur „Relevanz öffentlicher Unternehmen für Public Po-
licy und Public Management im internationalen Vergleich“.

Im zweiten Teil (B.: „Grundlagen“) kommen die Einzeldisziplinen, insbesondere die Rechtswis-
senschaft (Krajewski, Kraus & Sonder), die Volkswirtschaftlehre (Lenk, Rottmann & Kilian)
und die Betriebswirtschaftslehre (Greiling, Schaefer & Theuvsen) zu Wort, der Einsicht fol-
gend, dass der Gegenstand angemessen nur multi-disziplinär zu behandeln ist. Dabei kann es
theorie-, methoden- oder Befunde-bezogen auch zu Schnittmengen zwischen den verschiedenen
Einzeldisziplinen kommen, was zumindest partiell die Multi- in eine Inter-Disziplinarität trans-
formiert. Dies prägt vor allem den aus einer sozialwissenschaftlichen Perspektive verfassten
Beitrag von Schulz-Nieswandt & Greiling am Ende diesen Hauptteils, der bewusst als Binde-
glied zwischen diesem, grundlagenorientierten Teil und dem weiteren, sektoral strukturierten
dritten Teil des Handbuchs konzipiert und zu verstehen ist. Die sozialwissenschaftliche Be-
trachtung am Ende dieses ersten Teils zur Gegenstandsbestimmung ist dementsprechend keine
Residualanalyse in Bezug auf die anderen genannten Einzeldisziplinen, sondern bemüht sich
um eine eher ganzheitlich-integrative Klammer und leitet auf diese Weise zu den sektoral ge-
gliederten Beiträgen des Handbuchs über.

Hier, im Teil C machen sich zentrale Perspektiven der Gegenstandsanalyse der wissenschaftli-
chen Einzeldisziplinen produktiv bemerkbar. Die Sektoren („Verkehr“ von Ackermann u. a.,
„Wasser“ von Scheele & Holländer, „Abfall“ von Holländer u. a., „Wohnen“ von Rottmann
u. a., „Kreditwesen“ von Kirchhoff sowie „Gesundheit“ von Tscheulin u. a.) sind hoch kom-
plex, nicht nur wegen der alle Sektoren und damit auch die Sektoren adressierenden Beiträge
kennzeichnenden Verrechtlichung und politischen Regulierung, der Europäisierung und Inter-
nationalisierung bzw. Globalisierung, sondern auch aufgrund der beschleunigten Technologie-
entwicklungen und infolge des sozialen Wandels. Das zeigt sich in den Konturen des histori-
schen Wandels der jeweiligen Sektoren.

Die Auswahl der Sektoren war fachlich durchdacht, folgte aber auch Machbarkeitserwägun-
gen. So bleiben einige Sektoren (sei es Bildung und Kultur, Friedhofswesen, Telekommunikati-
on, Rundfunk usw.) aus Gründen des Umfangs bewusst ausgespart. Dass das wichtige Kapitel
„Energie“ fehlt, war dagegen so nicht geplant. Verlag und Herausgeber werden sich bemühen,
die entstandene Lücke nachholend zu füllen.

Das Verständnis von Öffentlicher Wirtschaft bzw. vom Öffentlichen Wirtschaften ist geprägt
durch das Spannungsfeld, das eröffnet ist zwischen den beiden Polen des institutionellen Blicks
einerseits und des funktionalen Blicks andererseits. Einerseits kann der trägerschaftliche Blick
dominieren und die Erfüllung öffentlicher Aufgaben in staatlicher Trägerschaft zum konstituti-
ven Anker der Analyse erklären. Andererseits kann der Fokus auf die Erfüllung öffentlicher
Aufgaben in äqui-funktionalen Arrangements und somit in trägerschaftlich vielfältigen Formen
gelegt werden. Die, historisch gesehen, keineswegs neue Differenz beider Zugänge zum Gegen-
stand (vgl. nochmals den in dem vorliegenden Band einführenden Beitrag von Ambrosius zur
Geschichte des Gegenstandes) ist beträchtlich und nicht nur ordnungspolitisch folgenreich.
Beiden morphologischen Zugangspfaden gemeinsam ist aber immerhin die Annahme, es gäbe
öffentliche, zumindest öffentlich relevante Aufgaben, die einer Erfüllung bzw. Erledigung be-
dürfen. Selbst diese Annahme ist im Lichte der gesellschaftlich umkämpften Ideengeschichte
nicht selbstverständlich. Mit Blick auf die Schnittfläche zwischen der Lehre öffentlicher Aufga-
ben und der Tradition der Gemeinwirtschaftslehre kann das Problem auch so re-formuliert
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werden, dass die Erfüllung von Gemeinwirtschaftsaufgaben in öffentlicher, freier und privater
Trägerschaft erfolgen kann. Einige neuere Konturen der Diskussion um Inhouse, Regulierung
sowie Marktöffnung werden hieran bereits sichtbar. Die ältere Lehre der Gemischtwirtschaft-
lichkeit nimmt neuere Diskussionen zu den Formen von Public Private Partnerships vorweg.
Vieles ist zudem technologiegetrieben – im Zeitalter der Digitalisierung oft mehr als je zuvor –
und im Zuge des sozialen Wandels komplizierter geworden und muss heute theoretisch diffe-
renzierter betrachtet werden.

Die gesellschaftlichen Auseinandersetzungen, die um Rolle und Bedeutung der öffentlichen
Wirtschaft (immer) wieder geführt werden und wurden, sind in den vergangenen drei Jahr-
zehnten durch Entwicklungen auf europäischer Ebene überlagert und geprägt worden. Entge-
gen mancher populärer Sichtweise ist es jedoch verkürzt, von einem Gegensatz zwischen
„deutscher Daseinsvorsorge“ und „europäischer Liberalisierung“ auszugehen. Die Beiträge zu
den einzelnen Sektoren in diesem Band machen deutlich, dass die europäische Rahmung der
öffentlichen Wirtschaft keineswegs homogen ist und, dass das Verhältnis von Markt, Staat und
Gesellschaft auch auf EU-Ebene immer wieder neu vermessen werden muss.

An diesem Punkt dieser einleitenden Vorbemerkungen kann auch verständlich gemacht wer-
den, wieso bzw. warum der Beitrag von Mühlenkamp zum Effizienz-Thema außerhalb der
Reinkultur der einzeldisziplinären Kapitel in besonderer Weise platziert ist. Effizienz ist wohl
die zentrale konstitutive Kategorie im epistemologischen Selbstverständnis der Wirtschaftswis-
senschaften. Vor allem in dem ideologisierten Streitfeld zwischen Gemeinwirtschaft und Privat-
erwerbswirtschaft, zwischen öffentlichem und privatem Wirtschaften sind stereotypische
Vor(aus)urteile wirksam. Mühlenkamp beschäftigt sich mit der Evidenzlage der empirischen
Befunde zur Frage, wie es vergleichend um die jeweilige Effizienz öffentlicher und privater
Wirtschaftssubjekte gestellt ist. Die Ergebnisse fallen hochgradig differenziert aus. Mühlen-
kamp macht zugleich deutlich, dass die empirische Frage immer auf die notwendigen theoreti-
schen Konzeptualisierungen verweist.

Bleiben einige Sektoren in der Konzeption des vorliegenden Handbuchs ausgespart, so sind mit
Blick auf die institutionelle/funktionale Gegenstandsbestimmung öffentlichen Wirtschaftens
weitere volkswirtschaftlich hoch bedeutsame Sektoren explizit und intentional unberücksich-
tigt geblieben. Die Sozialwirtschaft und andere Formen der Not-for-Profit-Wirtschaft sowie
das Genossenschaftswesen werden, trotz durchaus denkbarer und plausibler Argumentationen
zu den Schnittflächen (z. B. im Lichte einer Logik der einzelwirtschaftlichen Sachzieldominanz
bzw. der wohlfahrtspolitisch positiven Externalitäten) dennoch nicht abgehandelt. Die Gründe
werden bei Schulz-Nieswandt & Greiling vertieft dargelegt, verweisen aber im Kern auf die so-
eben skizzierte Gegenstandsbestimmung. Das sind theoriefundierte konzeptionelle Gründe. Es
gibt auch praktische Erwägungen: Zur Sozialwirtschaft ist im Nomos-Verlag jüngst ein Hand-
buch erschienen; zum Genossenschaftswesen ist ein umfangreiches multi-disziplinäres Hand-
buch unter der Federführung des Kölner Seminars für Genossenschaftswesen in Vorbereitung.

Immerhin haben wir das Wohnen und das Gesundheitswesen aufgenommen, da hier öffentli-
che Unternehmen eine bedeutsame Rolle spielen. Im Fall der Langzeitpflege und auch der Hilfe
für Menschen mit Behinderungen geht es doch deutlicher um regulierte Quasi-Märkte, in de-
nen der Wettbewerb zwischen freien und privaten Trägern gegenüber der öffentlichen Sicher-
stellung der Leistungserbringung dominiert.

Einführende Vorbemerkungen
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Am Ende dieser kurzen einleitenden Vorbemerkungen wollen wir als Herausgeber noch einmal
allen beteiligten Personen und Institutionen herzlich Dank sagen. Mit Blick auf die Leser*in-
nen, die das Werk nutzen werden, wünschen wir einen relevanten Ertrag in der Lektüre. Der
Kritik werden wir uns lernfähig öffnen. Auch hoffen wir, dass der Idee des öffentlichen Wirt-
schaftens durch dieses Handbuch etwas mehr Wertschätzung und Respekt gezollt wird als es
oftmals im langen Zeitalter der Ideologien seit der Sattelzeit der Französischen Revolution der
Fall war und ist. Als zur Skepsis verpflichtete Wissenschaft wissen wir sehr genau zwischen
Idee und sozialer Wirklichkeit zu unterscheiden. Zur Forschung zum Gegenstand gehört auch
das historische Wissen um sinnentstellende Transformationen und erwerbswirtschaftsorientier-
te Konvergenzen. Managementfehlverhalten ist wie in der privaten Wirtschaft auch im Bereich
der Öffentlichen Wirtschaft immer wieder ein gravierendes Problem, das die Idee zur Entwer-
tung führt. Und die Politik trägt oftmals und immer wieder ihren Teil zu den Fehlentwicklun-
gen bei, auch, weil sie die Idee nicht versteht oder interessensbedingt verstehen will. Sollte das
Handbuch zur Bewältigung dieser und anderer Herausforderungen beitragen, wäre dies mehr,
als wir am Beginn unseres gemeinsamen Projekts zu hoffen wagten.

 

Januar 2019 Die Herausgeber
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Geschichte der öffentlichen Wirtschaft

Gerold Ambrosius

Einleitung

Alle in diesem Handbuch behandelten Themen kann man unter historischer Perspektive be-
trachten. Dies ist hier zum einen deshalb nicht möglich, weil es den Rahmen eines knappen
Überblicks über die Geschichte der öffentlichen Wirtschaft sprengen würde. Außerdem ist das
Wissen über ihre geschichtliche Entwicklung immer noch recht begrenzt. Es mussten daher
Themen ausgewählt werden, die sowohl inhaltlich relevant als auch von Historikern bearbeitet
worden sind. In zeitlicher Hinsicht musste ebenfalls eine Eingrenzung vorgenommen werden.
Legt man eine weite Definition von ‚Staatlichkeit’ zugrunde, gab es öffentliche Unternehmen
schon in den altvorderasiatischen Reichen, in den antiken (Stadt-)Staaten, im Mittelalter und
in der Frühen Neuzeit. Hier beschränkt sich die Betrachtung auf die zweite Hälfte des 19. Jahr-
hunderts und das 20. Jahrhundert bis heute. Dabei werden drei Epochen unterschieden: (1) die
zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts bis 1914 – vornehmlich also die Zeit des Kaiserreichs –, (2)
die Zwischenkriegszeit 1918 bis 1939, (3) die zweite Hälfte des 20. Jahrhunderts bis heute.
Die epochalen Abgrenzungen sind fließend. Das Anliegen des folgenden Beitrags ist einerseits,
die Geschichte der öffentlichen Wirtschaft darzustellen, was durchaus als eigenständiger Wert
begriffen wird. Vor allem aber soll das Verständnis für die aktuellen Fragen und Probleme öf-
fentlicher Unternehmen verbessert werden. Damit wird im Sinne einer Hintergrundfolie ein Be-
zug zu den vorliegenden Handbuchartikeln ermöglicht. Die Beiträge sind vor diesem histori-
schen Hintergrund besser einzuordnen. Dazu ist der Beitrag systematisch gegliedert und nur
die einzelnen Kapitel sind chronologisch aufgebaut.

Umfang und Struktur

Selbst wenn sich die Darstellung auf die Zeit seit Mitte des 19. Jahrhunderts konzentriert, soll
doch ein kurzer Blick auf die vorindustrielle, frühneuzeitliche Epoche des 17. und 18. Jahrhun-
derts geworfen werden (Ambrosius 1987; Boelcke 1981; Himmelmann 1986, S. 32 ff.). In ihr
wurde allmählich klarer zwischen dem privaten Eigentum des Landesherrn und dem öffentli-
chen Eigentum der Gemeinschaft des sich herausbildenden Territorialstaates unterschieden.
Von einer eindeutig definierten Staatlichkeit und damit öffentlichen Wirtschaft im heutigen
Sinne konnte allerdings noch keine Rede sein. Vernachlässigt man diese Probleme und berück-
sichtigt auch die Kommunen, ist festzuhalten, dass es eine Vielzahl öffentlicher Unternehmen
in ganz unterschiedlichen Wirtschaftszweigen gab: in der Land- und Forstwirtschaft, im Berg-
bau und Hüttenwesen (z.B. Domänen, Steinbrüche, Kalkwerke, Gipsmühlen, Ziegeleien), im
Handwerk und Manufakturgewerbe (z.B. Walkmühlen, Bleichen, Uhrenmanufakturen, Glas-
und Spiegelhütten, Porzellan-, Seiden- und sonstige Textilmanufakturen), im Handel (z.B. Ver-
kaufseinrichtungen und Vorratsspeicher, Marktbetriebe und verschiedenste Handelsgesellschaf-
ten), im Kredit- und Versicherungswesen (z.B. Sparkassen und andere Kreditinstitute, Feuer-,
Vieh- und Hagelversicherungen) und in manchen anderen Wirtschaftszweigen. Die Staaten und
Gemeinden waren in jeder Hinsicht die bedeutendsten Handels- und Gewerbetreibenden im
Zeitalter des Absolutismus/Merkantilismus. Dabei wandelte sich die Aufgabe der öffentlichen
Wirtschaft auf staatlicher Ebene von der Finanzierung des Hofes und des Militärs zur Entwick-
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lung der entstehenden Territorialwirtschaft. Öffentliche Unternehmen übernahmen in dieser
Epoche Leistungs-, Regulierungs- und andere Funktionen.

Ein großer Teil des land- und forstwirtschaftlichen sowie des gewerblichen Produktivvermö-
gens in staatlichem Eigentum wurde im Zusammenhang mit dem epochalen Wandel zur libe-
ral-bürgerlichen Gesellschaft am Anfang des 19. Jahrhunderts privatisiert. Ein kleiner Teil
blieb in staatlichem Eigentum – auch in der Hochphase des Liberalismus im zweiten Drittel
des Jahrhunderts. Städte und Gemeinden waren von diesen Veränderungen allerdings weniger
stark betroffen. Bestimmte Dienstleistungen, die man später als Daseinsvorsorge bezeichnete,
gehörten traditionell zu den kommunalen Aufgaben und die kommunale Selbstverwaltung seit
Anfang des 19. Jahrhunderts verstärkte noch dieses sozial-, hygiene- und sicherheitspolitische
Engagement, das von Krankenhäusern über Bäder, Schlachthöfe und Entsorgungsanlagen bis
zu Straßenbeleuchtungen und manchen anderen Diensten bzw. Einrichtungen reichte (Stern/
Püttner 1965, S. 14 ff.). Quantitative Angaben zum Umfang der öffentlichen Wirtschaft gibt es
für diese Zeit nicht. Zur Aktualität vgl. den Beitrag von Dickertmann & Strohe in diesem
Band.

Auch zu ihrer langfristigen Entwicklung seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts liegen
keine seriellen Daten vor. Die definitorischen, methodischen und sonstigen statistischen Proble-
me sind zu groß. Öffentliche, insbesondere kommunale Unternehmen breiteten sich zwar in
immer mehr Wirtschaftszweigen aus, die Gewerbezählungen des Statistischen Reichsamtes
bis 1895 erfassten dennoch nur „gewerbsmäßig“ geführte Wirtschaftseinheiten – mit ihnen
war die Absicht der Gewinnerzielung verbunden – und öffentliche nicht gesondert. Beispiels-
weise wurde die Wasserversorgung gewerbsmäßig betrieben und in die Statistik aufgenommen,
die Wasserentsorgung nicht. Erst 1907 berücksichtigte die Reichsstatistik auch „nicht gewerbs-
mäßige“ Betriebe. 1925 dehnte man den Begriff des „Gewerbes“ außerdem auf Reichsbahn
und Reichspost und auf soziale, sanitäre und andere, vornehmlich gemeinnützige Betriebe aus
(Ambrosius 1984, S. 85 ff.). Die Statistik berücksichtigte nach außen hin selbstständige „Wirt-
schaftseinheiten“, d.h. die „Zusammenfassung der örtlichen Niederlassungen (Haupt- und
Zweigniederlassungen zur Unternehmung [Firma]“ (Apfelstedt 1931). Besondere Probleme be-
reitete der Regiebetrieb als mehr oder weniger selbstständige Wirtschaftseinheit ohne eigene
Rechtspersönlichkeit. Die Rechtsform des „Eigenbetriebes“ als verselbstständigtes Sonderver-
mögen entstand erst mit der entsprechenden Verordnung von 1938. Das „reine Verwaltungs-
unternehmen“, d.h. der unselbstständige Regiebetrieb, wurde nicht berücksichtigt, wohl aber
der verselbstständigte. Die Grenzen waren fließend. Wenn die Gewerbezählung wie bei priva-
ten Betrieben auch bei öffentlichen Unternehmen beim „juristischen Begriff der Firma“ Halt
gemacht hätte, wären die verselbstständigten Regiebetriebe nicht erfasst worden. Die Defini-
tion der ‚gemischtwirtschaftlichen Unternehmung’ in privatrechtlicher Form blieb ebenfalls
lange Zeit unklar. Der Begriff tauchte 1911 zum ersten Mal auf, wobei in der Betriebszählung
von 1925 auch solche privatrechtlich organisierten Unternehmen als gemischtwirtschaftlich
bezeichnet wurden, die sich zu 100% im öffentlichen Eigentum allerdings unterschiedlicher
Gebietskörperschaften befanden. Unklar blieb, wie gemischtwirtschaftliche Unternehmen im
heutigen Verständnis berücksichtigt wurden. Die Schwierigkeiten, präzise Daten zu gewinnen,
lag aber nicht nur an den Definitionsproblemen, sondern auch an der unklaren Rechtslage bei
der Abfrage der Angaben von den Gebietskörperschaften, bei denen zudem erhebliche Un-
kenntnisse über das eigene Betriebsvermögen herrschten. Dies gilt im Übrigen bis heute. Den-
noch sind die statistischen Daten in den 2010er Jahren weitaus präziser. Lässt man Stiftungen
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der öffentlichen Haushalte, Rundfunk- und Fernsehanstalten, die Deutsche Bundesbank, Kre-
ditinstitute mit Sonderaufgaben und die Sparkassen-Finanzgruppe unberücksichtigt und kon-
zentriert sich auf „öffentliche Fonds, Einrichtungen und Unternehmen“ (einschließlich der
Zweckverbände), ergibt sich ein Bereich der öffentlichen Wirtschaft, der immer noch nicht
präzise, aber doch in seinen ungefähren Größenordnungen bestimmt wird (Dickertmann/ Stro-
he 2016). Setzt man sich zudem über alle methodischen und statistischen Probleme eines his-
torischen Vergleichs hinweg, ergeben sich für einen Zeitraum von knapp 100 Jahren folgende
Daten:

Umfang der öffentlichen Wirtschaft 1925 und 2010

 1925 2010

Zahl der Wirtschafts-
einheiten

22.096 14.950

Beschäftigte 1.938.000 1.863.000

Anteil an Erwerbstätigkeit 8,4% 4,5%

Anteil an abhängig/sozialver-
sicherungspflichtig Beschäf-
tigten

10,9% 5,9%

Quelle: Ambrosius 1984, S. 89, S. 95; Dickertmann/Strohe 2016, S. 32, S. 63.

Dabei muss beachtet werden, dass mit der Nichtberücksichtigung der unselbstständigen Regie-
betriebe 1925 bzw. der doppisch oder kameralistisch buchenden Einheiten 2010 etwa 20% der
öffentlichen Wirtschaft im hier definierten Sinne nicht erfasst werden.

Die öffentliche Wirtschaft dürfte am Anfang des 20. Jahrhunderts – sieht man von der natio-
nalsozialistischen Vorkriegs- und Kriegswirtschaft ab – ihren größten Umfang besessen haben.
Zu dieser Zeit engagierten sich Reich, Bundesstaaten und Kommunen in einer Vielzahl von
Wirtschaftsbereichen bzw. Branchen, aus denen sie sich bereits in den 1920er Jahren und dann
in der Bundesrepublik teilweise wieder zurückzogen. Gleichzeitig entstanden aber durchgängig
neue öffentliche Unternehmen in Branchen, die es zuvor nicht gegeben hatte. Strukturiert man
die öffentlichen Fonds, Einrichtungen und Unternehmen heute nach Wirtschaftsbereichen, sind
vor allem folgende zu nennen: Grundstücks- und Wohnungswesen, Wasser- und Energieversor-
gung, Abwasserentsorgung, Verwaltung, Verteidigung und Sozialversicherung, Unternehmens-
beratung, Gesundheitswesen, Abfallentsorgung und Recycling, Sport, Unterhaltung und Erho-
lung, Verkehr, Rundfunk und Fernsehen.

Theorie und Programmatik

Es kann hier nicht darum gehen, die ganze Bandbreite der politischen Ökonomik im Hinblick
auf die Aussagen zur öffentlichen Wirtschaft darzustellen (vgl. den Beitrag von Schulz-Nies-
want & Greiling in diesem Band sowie die volkswirtschaftlichen Betrachtungen von Lenk,
Rottmann & Kilian in diesem Band). Die unterschiedlichen Positionen sollen vielmehr stark
vereinfachend in drei Hauptströmungen zusammengefasst werden: Sozialismus, Interventionis-
mus, Liberalismus. Klare Grenzen zwischen ihnen gibt es nicht und die Zuordnung der ver-
schiedenen Auffassungen ist daher in einem nicht geringen Maße willkürlich. Aber selbst diese
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verkürzte Sichtweise kann nicht in eine dogmengeschichtliche Gesamtschau eingelagert wer-
den; es werden nur die Positionen aufgriffen, die eine (partei-)programmatische, (prak-
tisch-)politische Dimension besaßen.

19. Jahrhundert bis 1914

Karl Marx und Friedrich Engels gingen im Sinne historischer Gesetzmäßigkeiten davon aus,
dass der Staat immer stärker in die Produktionsprozesse eingreifen musste, um der zunehmen-
den Krisenanfälligkeit des kapitalistischen Systems entgegenzuwirken – als „ideeller Gesamtka-
pitalist“, um die rechtlichen Rahmenbedingungen im Interesse des „Kapitals“ zu verbessern,
als „wirklicher Gesamtkapitalist“, um über öffentliches Eigentum am Produktivvermögen die
materiellen Grundlagen für die private Aneignung des Mehrwertes zu schaffen (Ambrosius
1981). Mit letzterem wurden ihrer Meinung nach aber die systemischen Widersprüche des Ka-
pitalismus nicht gelöst – weder die gesamt-, noch die einzelwirtschaftlichen –, sondern im Ge-
genteil „auf die Spitze“ getrieben. Eine fortschrittliche Perspektive enthielt öffentliches Eigen-
tum an Produktionsmitteln eigentlich nur insofern, als „Marxisten“ den „Staatskapitalismus“
als eine notwendige Entwicklungsstufe auf dem Weg zum Sozialismus bzw. Kommunismus an-
sahen. Die entscheidende Frage, wann der Kapitalismus diese Stufe erreicht hatte, auf der Ver-
staatlichung „ökonomisch unabweisbar“ wurde, blieb allerdings offen. Offen blieb ebenso die
Frage, wie sich eine Partei, die diese Auffassung vertrat, verhalten sollte: Sollte sie Verstaatli-
chungen gegenüber gleichgültig sein? Sollte sie diese ablehnen, um die Widersprüche des kapi-
talistischen Systems, unter denen in erster Linie die Arbeiter litten, nicht zu verschärfen? Sollte
sie ihnen zustimmen, um so die historisch notwendige Entwicklung voranzutreiben?

Grundsätzlich gab es in der SPD, deren Programmatik ganz wesentlich durch den Marxismus
geprägt wurde und die hier stellvertretend für den „Sozialismus“ stehen soll, zwei Strömungen:
Orthodoxe sahen in staatlichen Unternehmen ein notwendiges Übel. ‚Notwendig’ waren sie,
weil sie im historischen Entwicklungsprozess eben eine gesetzmäßig vorbestimmte Phase kenn-
zeichneten. Ein ‚Übel’ waren sie, weil sie unter den herrschenden Klassenverhältnissen ein In-
strument der verschärften Ausbeutung darstellten. Reformisten beurteilten staatliche Unterneh-
men dagegen positiver. Für sie verschärfte sich die Ausbeutung nicht notwendig, weil Staatsun-
ternehmen im Gegenteil die Möglichkeit boten, sowohl sozialreformerisch aktiv zu werden als
auch Ansätze der gewünschten betrieblichen und überbetrieblichen Planung und Lenkung be-
reits im bestehenden System zu verwirklichen. Auch für Reformisten blieben öffentliche Unter-
nehmen aber kapitalistische, die unter den wirtschaftlichen und politischen Verhältnissen des
Kaiserreichs nur bedingt im Sinne des gesellschaftlichen Fortschritts instrumentalisiert werden
konnten. Manche gingen allerdings noch einen Schritt weiter, indem sie mit einem – wie auch
immer definierten – „Staatssozialismus“ die Hoffnung auf Demokratisierung des politischen
Systems verbanden und damit zu einer noch positiveren Beurteilung der öffentlichen Wirt-
schaft auf staatlicher Ebene gelangten. Gleichzeitig warnte man aber vor einem konservativen
Staatssozialismus bzw. „Verstaatlichungsfanatismus“ und davor, Verstaatlichung mit Vergesell-
schaftung gleichzusetzen. Gegenüber kommunalen Unternehmen waren Reformisten und selbst
manche Orthodoxen positiver eingestellt – obwohl auch auf kommunaler Ebene alles andere
als demokratische Verhältnisse herrschten. Hier glaubte man aufgrund praktischer Erfahrun-
gen beurteilen zu können, dass die Kommunalwirtschaft einen gemeinnützigen bzw. gemein-
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wirtschaftlichen Charakter besaß. Insgesamt breitete sich auf reformistischer Seite die Überzeu-
gung aus, dass die öffentliche Wirtschaft schon unter den gegebenen Bedingungen als Hebel
zur Überwindung der kapitalistischen Produktionsverhältnisse eingesetzt werden konnte.

Eine ähnliche Position wie die reformistischen Sozialdemokraten vertraten im Kaiserreich die
„Interventionisten“, zu denen hier so unterschiedliche Richtungen bzw. Personen gerechnet
werden wie konservativ eingestellte Finanzwissenschaftler, sozial engagierte Ökonomen („Ka-
thedersozialisten“) und pragmatisch agierende Politiker (Krabbe 1985). Gemeinsam war ih-
nen, dass sie einerseits fest auf dem Boden des liberal-marktwirtschaftlichen Systems standen,
andererseits aber dessen Unzulänglichkeiten in sozialer, infrastruktureller bzw. daseinsvorsor-
gender Hinsicht beklagten. Mit der öffentlichen Wirtschaft war für sie also keine im sozialisti-
schen Sinne systemüberwindende Perspektive verbunden, sondern eine dualistische im Sinne ei-
nes sich gegenseitig bedingenden privaten, erwerbswirtschaftlichen Sektors und eines öffentli-
chen, bedarfswirtschaftlichen (Thiemeyer 1970, S. 17 ff.). Die öffentliche bzw. gemeinwirt-
schaftliche Wirtschaft sollte die private Wirtschaft dort ergänzen, wo diese nicht zu gesell-
schaftlich gewünschten Ergebnissen führte, d.h. das ‚öffentliche Interesse’ nicht befriedigte. Da
es nach Auffassung der Interventionisten nicht möglich war, das öffentliche Interesse raum-
und zeitlos zu definieren, konnte es auch keine klare Grenze zwischen privater und öffentlicher
Wirtschaft geben.

Neben der sozialistischen und interventionistischen Richtung wird man mindestens noch eine
liberale (neoklassische) identifizieren können, für die öffentliche Unternehmen nur Ausnahmen
darstellten. Sie waren notwendig, um bei natürlichen Monopolen und beim sonstigen Versagen
wettbewerblicher Märkte der Gefahr des Missbrauchs privatwirtschaftlicher Macht entgegen-
zuwirken. Hier stand nicht wie bei den Interventionisten das Marktergebnis im Mittelpunkt,
sondern die Marktstruktur. Eine Ausnahme sollten öffentliche Unternehmen sein, weil man in
einem liberal-marktwirtschaftlichen System eben nur private Unternehmen als systemkonform
ansah und öffentliche als systemfremd. Das ordnungspolitische Interesse der Liberalen richtete
sich in erster Linie auf die daseinsvorsorgenden Unternehmen der Kommunen, die meist auf
monopolistischen Märkten agierten. Generell akzeptierte dieser „antimonopolistische Libera-
lismus“ öffentliche Unternehmen insbesondere auf kommunaler Ebene, wobei einige Vertreter
prognostizierten, dass die Privatwirtschaft zunehmend in der Lage sein würde, bisher von der
öffentlichen Wirtschaft erfüllte Aufgaben zu übernehmen. Hier fand denn auch die Organisati-
onsform des ‚gemischtwirtschaftlichen Unternehmens‘ besonderes Interesse, nicht zuletzt des-
wegen, weil man bezweifelte, dass es möglich sein könnte, rein private Unternehmen im öffent-
lichen Interesse zu regulieren.

Zwischenkriegszeit 1918 bis 1939

Grundsätzlich veränderte sich die sozialistisch-sozialdemokratische Position nach dem Ersten
Weltkrieg nur wenig, obwohl es mit den politischen Umwälzungen endlich zur lang umkämpf-
ten Demokratisierung des politischen Systems kam. Weiterhin stand man öffentlichen Unter-
nehmen ambivalent gegenüber. Immerhin schien mit der neuen Republik die Voraussetzung da-
für geschaffen worden zu sein, sie unter demokratische Kontrolle zu stellen und im gemein-
wirtschaftlichen Sinne zu instrumentalisieren. Nachdem die Sozialisierungsversuche unmittel-
bar nach dem Krieg gescheitert waren, forderte man den Ausbau der öffentlichen Wirtschaft,
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der Genossenschaften und der gewerkschaftseigenen Unternehmen als Elemente eines übergrei-
fenden Konzepts der ‚Wirtschaftsdemokratie’ (von Loesch 1977, S. 82 ff., S. 130 ff.). Die öf-
fentliche Wirtschaft stellte danach wenn nicht eine sozialistische, so doch eine „nicht-kapitalis-
tische“ Oase in einem kapitalistischen System dar: Viele öffentliche Unternehmen würden zwar
erwerbswirtschaftlich für den Markt produzieren, viele aber auch gemeinwirtschaftlich der all-
gemeinen Bedarfsdeckung dienen (Vorstand 1930, S. 5 ff.). Das antagonistische Verhältnis von
Kapital und Arbeit bleibe im öffentlichen Unternehmen zwar prinzipiell bestehen, allerdings
trete dem abhängigen Lohnarbeiter nicht der private Unternehmer gegenüber, sondern der
Funktionär der politischen Körperschaft. Dem „Wesen“ nach sei es ein großer Unterschied, ob
die „leitenden Personen“ eines Unternehmens von „privaten Kapitalisten“ oder von „öffentli-
chen Körperschaften“ ausgewählt würden. Wie stark ein solcher Wesensunterschied sei, hänge
„natürlich“ vom Demokratiegehalt der politischen Organe ab (Vorstand 1930, S. 7 f.). Über
den Ertrag der Mehrarbeit bzw. den Mehrwert verfüge jedenfalls nicht mehr der private Unter-
nehmer, sondern eine demokratisch gewählte Institution. Selbst wenn öffentliche Unternehmen
im wirtschaftsdemokratischen Konzept der SPD eine zentrale Rolle beim Übergang zum Sozia-
lismus spielten, sahen doch schon „seit den späten zwanziger Jahren wichtige Teile der deut-
schen Arbeiterbewegung die gemeinwirtschaftlichen Unternehmen (und damit auch öffentli-
chen, G.A.) nicht mehr als Keimzellen und Übungsfelder für eine sozialistische Gesellschaft
an“ (von Loesch 1977, S. 137).

Die Grenzen zwischen sozialistischem und interventionistischem Ansatz begannen sich endgül-
tig zu verwischen. Hatte es im Kaiserreich noch eine theoretisch-programmatische Diskussion
darüber gegeben, inwieweit öffentliche (gemeinwirtschaftliche) Unternehmen die privaten er-
gänzen sollten, stand jetzt allenfalls noch der Teil der öffentlichen Wirtschaft zur Disposition,
der unmittelbar mit der privaten konkurrierte. Es gab einen ‚mainstream’ in Politik, Wissen-
schaft und Wirtschaft, der öffentliche Unternehmen als systemnotwendige Bestandteile eines
grundsätzlich liberal-marktwirtschaftlichen Systems akzeptierte und nicht mehr die Grundsatz-
frage stellte, ob sie ordnungskonform seien oder nicht. Öffentliche Unternehmen sollten nach
dieser Position ganz unterschiedliche Aufgaben erfüllen – von daseinsvorsorgenden über sozi-
alpolitische bis zu konjunkturstabilisierenden – und stellten damit eine zusätzliche Instrumen-
tenvariable öffentlicher Politik dar.

Auf liberaler Seite war es nach dem Ersten Weltkrieg vielleicht eine noch kleinere Minderheit,
die öffentliche Unternehmen grundsätzlich ablehnte. Für sie konnte es weder im Sozialismus
als volkswirtschaftlichem System noch in einem öffentlichen Unternehmen als betrieblichem
System aufgrund des Fehlens wettbewerblicher Marktpreise eine effiziente Allokation von Res-
sourcen geben. Für sie zeigte die Geschichte, dass alle Formen öffentlicher Wirtschaft bisher
versagt hatten. Hohe Produktivität bzw. Effizienz garantierte ihrer Meinung nach nur das pri-
vate „Sondereigentum“. Öffentliches Eigentum an Produktionsmitteln könne es daher nur vor-
übergehend dort geben, wo die von der Gesellschaft erwünschten Güter und Dienstleistungen
wegen fehlender Rentabilität von privaten Unternehmen nicht angeboten würden. Nach An-
sicht dieses – wenn man so will – „doktrinär- konservativen Liberalismus“ durften keine renta-
blen öffentlichen Unternehmen existieren, denn sobald sie rentabel arbeiteten, sollten sie an
Private abgetreten werden. Der liberale Antimonopolismus, der die Entwicklung der öffentli-
chen Unternehmen im Kaiserreich gefördert hatte, begann sich in der Weimarer Republik ge-
gen öffentliche Wirtschaft zu wenden, weil er sich stärker in der Form eines liberalen Anti-Eta-
tismus und Anti-Interventionismus ausprägte (Himmelmann 1986, S. 46).
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Zweite Hälfte 20. Jahrhundert bis heute

Die konzeptionelle Strömung, die bisher als sozialistisch-sozialdemokratisch bezeichnet wird,
wandelte sich nach dem Zweiten Weltkrieg in dem Maße in eine „marktwirtschaftlich-pluralis-
tische“, in dem sich SPD und Gewerkschaften mit einem sozial reformierten Kapitalismus ar-
rangierten (von Loesch 1977, S. 91 ff.). Die marktwirtschaftliche Ordnung mit ihrem wettbe-
werblichen Preismechanismus wurde nun um ihrer selbst willen akzeptiert, weil man ihre hohe
Produktivität und große Freiheit mehr als bisher wertschätzte. Allerdings hielt man sie für er-
gänzungsbedürftig, und zwar im Sinne einer aktiven Einkommens- und Vermögenspolitik, So-
zial- und Arbeitspolitik, Gesundheits- und Verbraucherpolitik. Generell sollte der Staat in die-
sem Sinne größere Verantwortung übernehmen als im (neo)liberalen Ansatz. Der Pluralismus
dieses Konzepts bezog sich sowohl auf die Motive wirtschaftlicher Subjekte als auch auf die
Eigentumsverhältnisse, die Marktformen und die Funktionen öffentlicher Unternehmen. Die
Vorstellung vom homogenen Volkswillen, vom altruistischen Motivmonismus des (sozialisti-
schen) Menschen gab man auf. Stattdessen akzeptierte man den Motivpluralismus des (wirt-
schaftenden) Menschen, zu dem der Eigensinn ebenso gehörte wie der Gemeinsinn. Indem man
die Perspektive einer in wichtigen Teilen sozialisierten Wirtschaft nicht weiter verfolgte, er-
kannte man die verschiedenen Formen von privatem, genossenschaftlichem, öffentlichem und
sonstigem Eigentum an. Die Vorstellung einer imperativ geplanten und gelenkten Wirtschaft
ließ man ebenfalls fallen und akzeptierte die Vielfalt der Marktformen. Gemeinwirtschaftliche
bzw. öffentliche Unternehmen waren nicht länger als sozialistische Inseln in einem kapitalisti-
schen Meer gedacht, die den Keim für eine Umwälzung des gesamten liberal-marktwirtschaftli-
chen Systems in sich trugen. Stattdessen sollten sie in seinem Rahmen vielfältige Funktionen
erfüllen – eigenwirtschaftliche, ergänzende, korrigierende etc. Im Hinblick auf die betriebliche
Arbeits- und Sozialpolitik sprach man ihnen allerdings weiterhin eine Vorbildfunktion zu
(Thiemeyer 1986).

Diese sozialdemokratisch-gewerkschaftliche Richtung verschmolz endgültig mit der interven-
tionistischen, die ihren Ausgangspunkt in der „klassischen“ Gemeinwirtschaftstheorie des aus-
gehenden 19. Jahrhunderts hatte: Öffentliche Unternehmen bildeten danach – wie letztlich
schon in der Weimarer Republik – konstitutive, integrale Bestandteile einer gemischten Wirt-
schaftsordnung und erfüllten zahlreiche Funktionen, um auf diese Weise als zusätzliches
marktnahes Instrument der öffentlichen Hände zu dienen. Daran hat sich bis heute nichts ge-
ändert.

Auch der Liberalismus arrangierte sich nach dem Krieg mit der öffentlichen Wirtschaft – zu-
mindest taten dies wichtige Vertreter. Für sie durfte es 1948 jedenfalls „durchaus möglich sein,
einen gewissen Bereich öffentlicher Wirtschaftsbetätigung mit einer marktwirtschaftlichen
Ordnung in Einklang zu bringen“ (Müller-Armack 1948, S. 124). Bei dauernder Kostendegres-
sion, privaten Monopolen oder „zur Sicherung gewisser Lenkungsaufgaben“ werde „die staat-
liche Regie geradezu vorausgesetzt.“ Es gab allerdings in den Anfangsjahren der Bundesrepu-
blik ebenso Auffassungen im Rahmen des (Neo-)Liberalismus, die gegenüber öffentlichen Un-
ternehmen, insbesondere infrastrukturellen Monopolen deutlich skeptischer eingestellt waren.
Vielleicht nahm die Kritik an ihnen in den folgenden Jahrzehnten sogar zu. In jedem Fall plä-
dierte die Monopolkommission von Anfang an, also seit Mitte der 1970er Jahre, für ihre Auf-
lösung. Diese Ausrichtung gewann im Zuge der liberalen Renaissance seit den 1980er Jahren
an Zulauf – in der neoklassischen Hauptströmung der Wirtschaftswissenschaften ebenso wie

3.

Geschichte der öffentlichen Wirtschaft

31

https://www.nomos-shop.de/isbn/978-3-8487-0368-5



in einer von parteipolitischer Programmatik letztlich unabhängigen Richtung in der Politik.
Die traditionelle Alternative von gesteuerter öffentlicher oder regulierter privater Unterneh-
mung bzw. von Eigenproduktion oder Fremdbezug wurde jetzt zugunsten letzterer entschie-
den. Die öffentlichen Hände sollten öffentliche Dienstleistungen nur noch gewährleisten, nicht
aber selbst bereitstellen. Ob sich nach der Jahrtausendwende bereits wieder eine Trendwende
abzeichnete, sei dahingestellt. Während Interventionismus und Liberalismus im Hinblick auf
die Stellung und Funktion öffentlicher Unternehmen seit den 1980er Jahren eine enge Verbin-
dung einzugehen schienen, profilierten sich nun die grundsätzlich unterschiedlichen Positionen
erneut schärfer. Forderungen nach weiterer Privatisierung stießen seit langer Zeit wieder auf
Widerstand und auf solche nach Rekommunalisierung.

Gründe der Entstehung, Führung und Privatisierung

In allen hier näher betrachteten Zeitabschnitten kam es zur Verstaatlichung bzw. Kommunali-
sierung von privaten Unternehmen, zur Neugründung von öffentlichen Unternehmen – verein-
zelt auch von gemischtwirtschaftlichen – und zur Privatisierung von öffentlichen Unterneh-
men. Allerdings waren die Schwerpunkte dieser Eigentumsveränderungen unterschiedlich gela-
gert. Mit den konkreten Gründen oder Motiven zur Schaffung von öffentlichen Unternehmen
oder zu ihrer Privatisierung werden zugleich die Zwecke oder Funktionen angesprochen, die
diese verfolgen oder eben nicht mehr verfolgen sollten. Sie waren einerseits Ausdruck der über-
geordneten Paradigmen und damit Konzeptionen bzw. Positionen zur öffentlichen Wirtschaft,
prägten sich andererseits aber fallspezifisch aus. Vielfach blieben die ursprünglichen Zielset-
zungen unklar – die Gründungsdokumente waren in dieser Hinsicht meist wenig aussagekräf-
tig – und wandelten sich im Laufe der Zeit. Gelegentlich sollten die offiziellen nach außen vor-
getragenen Zwecke nur die eigentlich verfolgten verschleiern. Hier kann es lediglich darum ge-
hen, die „offiziellen“ Gründe, die von den öffentlichen bzw. politischen Akteuren genannt
wurden, auf einer mittleren Abstraktionsebene zusammenzufassen.

19. Jahrhundert bis 1914

Die Verstaatlichungen und Kommunalisierungen im Kaiserreich lassen sich nicht auf jeweils
singuläre Motive zurückführen. Es lagen fast immer unterschiedliche vor, die sich je nach Un-
ternehmen bzw. Wirtschaftszweig anders darstellten. Bei der Verstaatlichung von Eisenbahnen
in Preußen während der 1870/80er Jahre waren politische und fiskalische Gründe ebenso von
Bedeutung wie militärische und infrastrukturelle. Württemberg betrieb seine Eisenbahnen als
staatliche Unternehmen in erster Linie, um die Einkünfte aus dem Transitverkehr nicht zu ver-
lieren. Baden wollte eine „Überfremdung“ seiner Eisenbahnen durch auswärtige „Kapitalis-
ten“ verhindern. Kommunen hatten ja schon vor 1871 auf vielfältige Weise und aus unter-
schiedlichen Motiven öffentliche Dienstleistungen selbst bereitgestellt. Sie setzten dieses Enga-
gement im Kaiserreich fort und übernahmen die Wasserversorgung in eigener Regie, weil sie
nicht auf der unprofitablen Wasserentsorgung sitzen bleiben wollten, weil Wasser bei der Be-
kämpfung von Feuer eine wichtige Rolle spielte und es im Zentrum moderner Stadthygiene
stand (Krabbe 1985). Bei der kommunalen Gas- und Elektrizitätsversorgung dominierten an-
fangs fiskalische Motive bei der Übernahme privater Unternehmen oder der Gründung kom-
munaler Unternehmen (Brunckhorst 1978). Sehr bald spielten aber auch hier infrastruktur-,
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sozial- oder gewerbepolitische MOtiveeine Rolle. Generell wird man festhalten können, dass
der rein fiskalische Aspekt bei der Entscheidung für oder gegen öffentliche Unternehmen im
ausgehenden 19. Jahrhundert an Bedeutung verlor – allerdings weiterhin wichtig blieb – und
statt dessen die Förderung der allgemeinen Wirtschaftsentwicklung und die Sicherung der Da-
seinsvorsorge in den Vordergrund traten. Den Hintergrund bildete eine „Demokratisierung“
der kommunalen Vertretungs- und Verwaltungsorgane, in denen das Bürgertum die Einkünfte
öffentlicher Betriebe immer weniger als Ersatz für Steuereinnahmen nutzen konnte. So wie
man auf nationaler Ebene das Territorium als einen unter sozioökonomischer Perspektive zu
gestaltenden Raum ansah, so auch auf bundesstaatlicher und auf kommunaler. Die bis zur
Reichsgründung vorherrschende eher passive Hoheits- und Vermögensverwaltung wandelte
sich in eine eher aktive Leistungsverwaltung, für die öffentliche Unternehmen wichtige Instru-
mente darstellten. Dies gilt zwar weniger für die Kommunen, die eigentlich durchweg leis-
tungsverwaltende Aufgaben erfüllten. Eine umfassendere sozioökonomische Verantwortung
übernahmen aber auch sie erst im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts. Ein wichtiger Grund
dafür, dass die Kommunen zahlreiche Konzessionsverträge mit privaten Gas- oder Wasserwer-
ken nicht verlängerten und stattdessen eigenen Unternehmen die Versorgung übertrugen, war
denn auch der zu geringe Einfluss, den sie über solche Konzessionsverträge auf die Entwick-
lung ihres lokalen bzw. regionalen Raumes nehmen konnten.

Wenn man den unselbstständigen Regiebetrieb, der mit seiner Aufbau- und Ablauforganisation
in der allgemeinen Verwaltung verankert blieb und als Bruttobetrieb über kein eigenes Rech-
nungswesen verfügte, nicht als Unternehmen, sondern als Verwaltungseinheit ansieht, war
einer der wichtigsten Gründe für deren Verselbstständigung und damit für die Schaffung von
‚Unternehmen’ das Ziel der Leistungssteigerung. Durch den verselbstständigten Regiebetrieb,
die Gesellschaft mbH oder die Aktiengesellschaft sollten Methoden der privatwirtschaftlichen
oder kaufmännischen Betriebsführung übernommen werden, von denen man sich höhere Pro-
duktivität bzw. (Kosten-)Effizienz erhoffte (Ambrosius 1984, S. 82 ff.).

Natürlich gab es auch unmittelbar politische Gründe. Auf kommunaler Ebene wollten nicht
nur Bürgermeister und Dezernenten durch öffentliche Unternehmen ihre Kompetenz unter Be-
weis stellen und ihre politische Stellung stärken. Darüber hinaus wurden diese geradezu zum
Ausdruck für kommunale Selbstverwaltung und kommunale Eigenständigkeit im Föderalis-
mus. Zudem kam schon im Kaiserreich manche interkommunale Zusammenarbeit nur zustan-
de – die Organisationsform des Zweckverbandes begann sich erst zu entwickeln –, nachdem
ein (privatrechtliches) Unternehmen gegründet worden war, in dem sich Kommunen weniger
als politische Körperschaften und mehr als wirtschaftliche Teilhaber begegneten. Dies war des-
halb von besonderer Bedeutung, weil der großräumige Ausbau von Versorgungsnetzen sehr
bald die Gebiets- und Verwaltungsgrenzen der Kommunen sprengte.

Zwischenkriegszeit 1918 bis 1939

In der Zwischenkriegszeit, in der es weniger um den Ausbau der öffentlichen Wirtschaft als um
ihre Konsolidierung ging, änderte sich an den Aufgaben, die öffentliche Unternehmen erfüllen
sollten, letztlich wenig. Zum einen erfolgte mit dem Ersten Weltkrieg ein Schub in Richtung
Interventionsstaat, so dass sich der Wille zu ihrer Instrumentalisierung – auch als Folge der
veränderten politischen Verhältnisse – noch verstärkte (Ambrosius 1982, S. 92 ff.). Zum ande-
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ren wurden nicht wenige öffentliche Dienstleistungen seit Jahrzehnten von öffentlichen Kör-
perschaften angeboten, die ihre Rolle als Unternehmer mit selbstverständlicher Routine ausüb-
ten. Neu war der ausdrückliche Versuch, kommunale und staatliche Unternehmen, Reichsbahn
und Reichspost konjunkturpolitisch einzusetzen und ihnen explizit eine raumordnungspoliti-
sche Aufgabe zuzuweisen. Ausgeprägter als vor dem Krieg gestaltete sich vielleicht auch die so-
zialpolitische Ausrichtung. Nicht nur sozialdemokratisch dominierte Stadtparlamente und
-verwaltungen wollten, dass Versorgungs-, Verkehrs- und sonstige kommunale Betriebe gezielt
ärmere Schichten der Bevölkerung unterstützten und im Hinblick auf die betrieblichen Arbeits-
verhältnisse und Sozialleistungen eine Vorbildfunktion übernahmen. Diese Ziele waren zwar in
seltenen Fällen ausschlaggebend dafür, dass neue öffentliche Unternehmen entstanden – die
Ausbauphase der öffentlichen Wirtschaft war weitgehend abgeschlossen –, sie dürften aber
nicht wenige Kommunalpolitiker und -beamte davon überzeugt haben, angesichts der schwie-
rigen finanziellen Verhältnisse der Städte und Gemeinden in den 1920er Jahren nicht zu priva-
tisieren.

So kam es zwar selten zur materiellen Privatisierung, aber vermehrt zur organisatorischen. Ein
Grund lag weiterhin in der Hoffnung, dass privatrechtliche Organisationsformen die Produkti-
vität bzw. Effizienz der Unternehmen steigern würden und damit höhere Erträge an die kom-
munalen Haushalte abgeführt werden könnten. Ein weiterer Grund für die Umwandlung von
öffentlich-rechtlichen Regiebetrieben in privatrechtliche Unternehmen war die verbesserte
Möglichkeit, Fremdkapital zu beschaffen. Schon vor dem Ersten Weltkrieg hatte man deshalb
die Rechtsformen verändert. Angesichts der Kapitalknappheit nach dem Krieg und der restrik-
tiven Politik der Reichsbank und Reichsregierung gegenüber den Kommunen spielte dieser
Grund in der Zwischenkriegszeit aber eine noch größere Rolle. Schließlich versuchten einige
Kommunalparlamente durch organisatorische Privatisierung zu verhindern, dass Finanzdezer-
nenten bzw. Kämmerer die eigenen Betriebe ausplünderten.

In einigen Fällen stieß man kommunale Betriebe ab, weil sie defizitär arbeiteten und sich im
und nach dem Krieg ein hoher Sanierungs- und Investitionsbedarf aufgestaut hatte. In wenigen
Fällen kam es zur materiellen Teil- oder Vollprivatisierung – insbesondere während der Welt-
wirtschaftskrise (Büsch 1960). Der Grund hierfür war die extreme finanzielle Notlage vieler
Städte und Gemeinden in diesen Jahren. Der Verkauf sollte zur Sanierung der öffentlichen
Haushalte beitragen. Schließlich dürften in ebenfalls wenigen Fällen ordnungspolitische Ursa-
chen für die Aufgabe von kommunalen Betrieben ausschlaggebend gewesen sein. Die Kampa-
gne der privaten Wirtschaft gegen die „kalte Sozialisierung“ blieb insofern nicht ohne Wirkung
und einige Kommunen trennten sich im Bereich von Handwerk und Handel von Betrieben, die
unmittelbar in Konkurrenz mit privaten standen (Böhret 1966).

Zu den 1930er Jahren und der Kriegszeit sei lediglich angemerkt, dass das Reich im Zuge der
Kriegsvorbereitung sein industrielles Produktionsvermögen massiv ausweitete und sich nach
1939 kriegswichtige Produktionen im Ausland einverleibte, so dass beispielsweise mit den
‚Reichswerken Herman Göring‘ wahrscheinlich das größte Unternehmen der Welt entstand.

Zweite Hälfte 20. Jahrhundert bis heute

Grundsätzlich änderte sich an den Gründen, die zum Entstehen von öffentlichen Unternehmen
führten, und an den Aufgaben, die diese erfüllen sollten, in der Bundesrepublik wenig. Manche
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mögen an Bedeutung gewonnen haben oder hinzugetreten sein. Manche mögen an Bedeutung
verloren haben oder ganz aufgegeben worden sein. Im Kern waren es aber weiterhin die, die
schon im Kaiserreich für die Verstaatlichung bzw. Kommunalisierung von privaten Unterneh-
men und für die Neugründung bzw. Fortführung von öffentlichen maßgeblich gewesen waren:
Öffentliche Unternehmen sollten eine fiskalische Funktion erfüllen. Sie sollten das liberal-
marktwirtschaftliche System stützen und dort ergänzen, wo es nicht die gesellschaftlich er-
wünschten Angebote bereitstellte. Sie sollten privatem Machtmissbrauch entgegenwirken. Die
Verwaltung sollte bei der Durchführung spezifischer Aufgaben unterstützt und der eigene Be-
darf der öffentlichen Körperschaften an Diensten und Sachgütern gesichert werden. Öffentli-
che Unternehmen sollten weiterhin infrastrukturelle, wirtschaftsfördernde, regional- und sozi-
alpolitische und andere Aufgaben erfüllen. Neu hinzu trat der Verbraucher- und Umweltschutz
(Dieck 1968; Eichhorn/Münch 1983; Eichhorn/Engelhardt 1994; Thiemeyer 1990). Aus diesen
vielfältigen Gründen entstanden seit den 1950er Jahren durchweg neue öffentliche Unterneh-
men und das auch noch in jüngster Vergangenheit, in der das Paradigma der Privatisierung
dominierte.

Zwischen 1959 und 1965 wurden zwar aus vermögenspolitischen und nach 1975 aus fiskalpo-
litischen Gründen vereinzelt öffentliche Unternehmen bzw. Teile verkauft, zu einer wirklichen
Privatisierungswelle kam es aber erst seit den 1980er Jahren – vor allem beim Bund, weniger
bei den Ländern und ganz besonders bei den Gemeinden (von Loesch 1987). Vordergründig
lagen die Ursachen hierfür wie in der Weimarer Republik in der prekären Situation der öffent-
lichen Haushalte. Der Verkauf von öffentlichem Produktivvermögen sollte zu deren Sanierung
beitragen. Die zur materiellen Privatisierung parallel verlaufende funktionelle sollte ebenfalls
die öffentliche Hand kostenmäßig entlasten. Schließlich glaubte man durch Öffentlich-Private
Partnerschaften die Ressource der ‚privaten Managementkompetenz’ besser nutzen zu können.
Das zentrale Ziel all dieser Veränderungen war weiterhin höhere Produktivität bzw. (Kos-
ten-)Effizienz. Wie damals waren aber zugleich tiefer reichende ordnungspolitische Gründe für
die Privatisierung verantwortlich. Die liberale Renaissance führte zu einem erneuten Misstrau-
en gegenüber dem Staat ganz allgemein und insbesondere gegenüber öffentlichem Produktiv-
vermögen (Schuppert 1997). Zudem ermöglichten nach verbreiteter Auffassung technischer
Fortschritt, regulierungspolitische Innovationen und verbessertes Vertragsmanagement die
wettbewerbliche Öffnung infrastruktureller Märkte und die Erfüllung öffentlicher Aufgaben
durch private Unternehmen. Der Staat sollte in diesen Fällen, wie gesagt, das notwendige An-
gebot nur noch gewährleisten, nicht aber selbst bereitstellen (Brede 1988).

Kurze Zeit nach der Jahrtausendwende setzte ein Trend zur Rekommunalisierung ein. Die
Gründe für den Rückkauf ganzer Unternehmen oder zumindest von Teilen waren die gleichen,
die im 19. Jahrhundert zur Kommunalisierung geführt hatten. Wiederum hatten die Kommu-
nen die Erfahrung gemacht, dass private Unternehmen über privatrechtliche Verträge nur be-
dingt im öffentlichen Interesse gesteuert werden konnten, dass sie mit dem Verkauf von Elek-
trizitätswerken, Versorgungsnetzen oder Müllverbrennungsanlagen ein Instrument aus der
Hand gegeben hatten, mit dem die Entwicklung des lokalen und regionalen Raumes beein-
flusst werden konnte.

Die Entwicklung seit dem 19. Jahrhundert macht deutlich, dass sich die Motive, Ziele oder
Zwecke, die mit der Gründung und Führung öffentlicher Unternehmen verbunden waren,
nicht wirklich systematisieren lassen und nicht bestimmten Unternehmenstypen oder Branchen
zugeordnet werden können. Es macht auch nur bedingt Sinn, eine Chronologie in dem Sinn zu
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Kommunale Wohnungswirtschaft

Oliver Rottmann, André Grüttner und LWB Leipziger Wohnungs- und Baugesellschaft

mbH

Ökonomische Charakteristika des Wohnungsmarktes in Deutschland

Marktstruktur

Der Wohnungsmarkt ist in Deutschland strukturell von privaten Wohnungseigentümern (v.a.
Selbstnutzung) und kommerziellen Anbietern, öffentlich-rechtlichen Wohnungsunternehmen
(von Bund, Land, Gemeinden und sonstige Körperschaften öffentlichen Rechts) sowie Woh-
nungsgenossenschaften als drei Säulen des Angebots an Mietwohnraum geprägt (Grosskopf/
König 2001, S. 82; GdW 2010, S. 24). Der Mietwohnungsmarkt umfasst dabei ca. 57 Prozent
des Wohnungsbestands, wovon mit etwa 37 Prozent die privaten Kleinanbieter dominieren.
Professionelle, privatwirtschaftliche Anbieter verfügen über 20 Prozent des Wohnungsbe-
stands. Kommunale Wohnungsunternehmen stellen mit einem Anteil von 6 Prozent am Woh-
nungsbestand eine geringer dominierende Gruppe dar. Folglich kann der deutsche Mietwoh-
nungsmarkt als fragmentiert charakterisiert werden. Abbildung 1 illustriert die Anbieterstruk-
tur auf dem deutschen Wohnungsmarkt.

Der Wettbewerb nimmt einen hohen Stellenwert ein. Ein Wohnungswechsel für den Wohn-
raumnachfrager ist grundsätzlich möglich und es existieren breite Auswahlmöglichkeiten hin-
sichtlich Größe, Ausstattungskriterien und Lage von Mietwohnungen zu unterschiedlichen
Preisen. Zusätzlich besteht auch eine Wahlmöglichkeit zwischen verschiedenen Stadtteilen und
Wohnregionen.

Vollständiger Wettbewerb im Sinne der ökonomischen Theorie findet auf dem Wohnungs-
markt jedoch nicht statt, da sich hier einige Hinweise für Marktversagen (vgl. den Beitrag von
Lenk, Rottmann & Kilian in diesem Band) finden lassen. Von vollkommenem Wettbewerb
(vollkommener Konkurrenz) wird gesprochen, wenn sich der Marktpreis (Mietzins) unabhän-
gig vom Outputniveau eines einzelnen Unternehmens entwickelt (Varian 1999, S. 355). Bei
Mietwohnraum handelt es sich um ein inhomogenes Gut. Dem Wohnungsmarkt ist inhärent,
dass das Gesamtpaket aus Größe, Ausstattungskriterien und Lage stets Unterschiede aufweist.
Ferner herrschen Informationsasymmetrien zwischen dem Eigentümer und dem künftigen Mie-
ter über die Qualität des Wohnraumobjekts. Wohnraumwechsel sind außerdem oftmals mit
hohen Transaktionskosten verbunden (Umzug, Ummeldungen etc.) (Lenk/Rottmann/Hesse
2011, S. 22). Auch herrscht eine zeitliche Differenz zwischen Planung und Nutzung des Wohn-
raums. Das Angebot des Wohnungsmarktes ist ferner unelastisch, da es durch einen hohen Fix-
kostenanteil charakterisiert ist.1 Der Anbieter könnte daher versuchen, sich auf einnahmesiche-
ren Teilmärkten zu bewegen. Aufgrund dieser Angebotsstruktur zeigen Preissignale die herr-
schende Knappheit bzw. Überangebote an Wohnraum nicht zügig genug an (Spars u. a. 2008,
S. 15).

I

a)

1 Das bedeutet, dass die Anbieterseite das Angebot nicht kurzfristig nach oben oder unten korrigieren kann. Einmal
errichtete Gebäude erzeugen zudem laufende Folgekosten, auch wenn sie nur zum Teil ausgelastet sind. Spars u.
a. 2008, S. 15.
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Abbildung 1:Anbieterstruktur auf dem deutschen Wohnungsmarkt2

Wohnungsbestand in Deutschland
40,545 Mio. Wohneinheiten (100 %)

Professionell-gewerbliche Anbieter
8,273 Mio. WE (20 %)

Kommunale 
Wohnungsunternehmen

2,347 Mio. WE (6 %)

Privatwirtschaftliche 
Eigentümer*

3,152 Mio. WE (8 %)

Sonstige öffentliche 
Wohnungsunternehmen

305.000 WE (<1 %)

Kirchen und Organisationen ohne 
Erwerbszweck

324.000 WE (<1 %)

Genossenschaften
2,145 Mio. WE (5 %)

Private Kleinanbieter
14,980 Mio. WE (37 %)

Geschosswohnungen
10,529 Mio. WE (26 %)

Ein- und Zweifamilienhäuser
4,451 Mio. WE (11 %)

Selbstnutzer
17,292 Mio. WE (43 %)

Geschosswohnungen
3,535 Mio. WE (9 %)

Ein- und Zweifamilienhäuser
13,757 Mio. WE (34 %)

* Privatwirtschaftliche Wohnungsunternehmen, Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen, 
Immobilienfonds, sonstige Kapitalgesellschaften

Quelle: Zensus 2011 Sonderauswertung – Wohnen in Gebäuden mit Wohnraum inklusive Wohnheime 
und sonstige Gebäude mit Wohnraum; Datenbasis Zensusdatenstand vom Mai 2014, ohne 
Diplomatenwohnungen

Quelle: Eigene Darstellung nach GdW 2015.

Des Weiteren spielen Externalitäten (positiver wie negativer Natur) im (Miet-)Wohnungsmarkt
eine Rolle. So beeinflussen bspw. das Wohnumfeld (Verkehrsanbindung, Einzelhandel), die ur-
bane Infrastruktur oder die Entfernung zum Arbeitsort bzw. zu Schulstandorten die Nachfrage
(Lenk/Rottmann/Hesse 2011, S. 23). Demgegenüber wirken sich Aktivitäten von Wohnungs-
unternehmen durch Externalitäten auf die Qualität des städtischen bzw. Quartierlebens aus.
Hier sind vor allem das direkte Wohnumfeld (Quartierpflege) sowie Aktivitäten zur Unterstüt-
zung der Stadtentwicklung zu nennen. Auch eine gezielte Fokussierung bzw. ein gezielter
Ausschluss bestimmter Mietergruppen (insbesondere Familien, Senioren, Einkommensschwa-
che) kann sich positiv oder aber auch negativ auf das Wohnumfeld niederschlagen. Negative
Externalitäten treten zudem durch Unterlassen auf, wenn die Eigentümer notwendige Instand-
haltungsarbeiten nicht durchführen oder sie ihr Angebot nicht an gesellschaftliche Veränderun-
gen anpassen (Lenk/Rottmann/Hesse 2011, S. 23).

Auf dem Wohnungsmarkt zeigen sich zudem Tendenzen zur Meritorisierung (dazu auch
Schulz-Nieswandt & Greiling in diesem Band), da bestimmte gesellschaftliche Gruppen mit
Marktzugangsschwierigkeiten zu Mietwohnraum existieren. Von meritorischen Gütern nach

2 Die Angaben zur Eigentümerstruktur wurden zuletzt für das Jahr 2006 berechnet, vgl. BVMBS 2013, S. 36. Dies
erfolgt in unregelmäßigen Abständen.
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Musgrave wird dann gesprochen, wenn der Staat in den Markt mit dem Ziel der Beseitigung
unerwünschter Ergebnisse eingreift (Brümmerhoff 2007, S. 96). Dazu zählen in diesem Kon-
text Empfänger von Grundsicherung (ALG II, Sozialhilfe) sowie Geringverdiener, aber – je
nach konkreter Wohnlage – auch Familien mit mehreren Kindern oder ältere Menschen. Diese
werden durch die Marktmechanismen benachteiligt.

Preisentwicklung

Die Preise auf dem deutschen Wohnungsmarkt weisen derzeit – regional durchaus heterogen –
eine steigende Tendenz auf. Nach einer längeren Phase, in der sich Wohnungen nicht mehr ver-
teuert haben als die Lebenshaltung insgesamt, beginnen die Preise seit der Finanz- und Wirt-
schaftskrise wieder zu steigen. Dies könnte ceteris paribus als Indiz für die Entstehung einer
spekulativen Blase gedeutet werden. Es gibt vor diesem Hintergrund mehrere Untersuchungen
über die Preisentwicklung auf dem deutschen Wohnungsmarkt – aufgrund der Heterogenität
der regionalen Teilmärkte unter spezifischen Perspektiven. Die intendierte Zielsetzung der Un-
tersuchung liegt allerdings nicht selten darin, eine politische Handlung bzgl. der Wohnpreissi-
tuation im Mietwohnungsbereich zu induzieren. Ob sich tatsächlich eine Preisblase gebildet
hat, kann nicht trivial geschätzt werden, sondern beruht auf einer Vielzahl sozio-ökonomischer
Untersuchungskriterien (Haas/Henger/Voigtländer 2013, S. 3). Eine umfangreiche Fremdkapi-
talfinanzierung sowie eine hohe Transaktionshäufigkeit stellen Indizien für eine Blasenbildung
dar.

Allein zwischen den Jahren 2011 und 2012 sind die Mieten in Deutschland vielerorts gestiegen
(BBSR 2013, S. 6); in manchen Regionen (wie bspw. Berlin) um mehr als 4 Prozent. Folglich
scheinen derzeit zumindest kurzfristig höhere Mieten durchsetzbar. In der Mehrjahresbetrach-
tung (BBSR 2013, S. 6) zeigt sich allerdings, dass die Mietpreissteigerungen insgesamt eher mo-
derat ausfallen, in wenigen Kreisen sinken die Mieten sogar dauerhaft. Gut die Hälfte der
Kreise verzeichnete jährliche Mietsteigerungen von 0,5 bis unter 2 Prozent, dabei zeigt sich
hier keine räumliche Konzentration. Vorrangig im Süden Deutschlands finden sich die Kreise
mit deutlichen jährlichen Mietzuwächsen von 2 bis unter 4 Prozent. In Berlin und Hamburg
sowie in einigen vorrangig wiederum in den südlichen Ländern liegenden Städten stiegen die
Mieten jährlich um 4 oder mehr Prozent. In gut einem Viertel der Kreise hingegen stagnieren
die Mietpreise (-0,5 bis 0,5 Prozent p.a.); diese sind vor allem in den Räumen mit geringer und
sehr geringer Bevölkerungsdichte verortet. Zwischen 2012 und 2016 sind die Nettokaltmieten
um 1,3 Prozent jährlich gestiegen und zeigten folglich eine weiterhin gemäßigte Entwicklung
(Deutscher Bundestag, 18. Wahlperiode, S. 50).

Laut Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) beeinflussen zahlreiche Fak-
toren wie Demografie, Nachfrage, Wirtschaftsdynamik, Siedlungs- und Gebäudestruktur sowie
Wohnungs- und Wohnumfeldqualitäten die Mietpreisentwicklung (BBSR 2012). Das hohe
Mietniveau in Großstädten bzw. den Kernstädten der Metropolräume (vgl. Abbildung 2) wird
zusätzlich abgestuft in das Umland getragen. Regionale Disparitäten sind vorhanden, aller-
dings geht der allgemeine Trend nach oben, wenngleich in unterschiedlichem Maße.

b)

Kommunale Wohnungswirtschaft
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Abbildung 2:Mietspannen der Angebotsmieten ausgewählter Großstädte 2008 und 2012

4 

 
 

Quelle: BBSR-Analysen KOMPAKT 07/2013, S. 7. 

Zur Thematik Preisentwicklung ist auf den aktuellen Trend zu verweisen. Unabhängig der Höhe 
von Mietpreissteigerungen ist zu beobachten, dass die Anzahl der Kreise mit steigenden Ange-
botsmieten seit 2007 über der Anzahl der Kreise mit stagnierenden und sinkenden Angebotsmie-

Quelle: BBSR-Analysen KOMPAKT 07/2013, S. 7.

Zur Thematik Preisentwicklung ist auf den aktuellen Trend zu verweisen. Unabhängig der Hö-
he von Mietpreissteigerungen ist zu beobachten, dass die Anzahl der Kreise mit steigenden An-
gebotsmieten seit 2007 über der Anzahl der Kreise mit stagnierenden und sinkenden Angebots-
mieten liegt und dass die Anzahl dieser Kreise seit dem 2. Halbjahr 2009 kontinuierlich steigt
(vgl. Abbildung 3).
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